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Unternehmerische Freiräume schaffen – Nachhaltigkeit sichern

Der ländliche Raum als Wirtschafts- und Lebensraum

Der ländliche Raum in Baden-Württemberg umfasst nahezu drei Viertel der Landesfläche. Er ist eine tragende Säule der Wirtschaftskraft unseres Landes und hat an den Aufschwungsphasen der zwei vergangenen Jahrzehnte überdurchschnittlich partizipiert. Rund 40% der Baden-Württemberger leben und arbeiten im ländlichen Raum. 

Ziel der Politik für den ländlichen Raum ist es, seine Attraktivität als Wirtschaftsstandort und als Wohnort zu wahren und zu verbessern. Damit soll die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in den jeweiligen Teilräumen des Landes gewahrt bzw. verbessert werden. Die Politik für den ländlichen Raum ist insbesondere bestrebt, die infrastrukturellen Voraussetzungen in den Bereichen Wirtschaft und Verkehr, Bildung, Freizeit, Land- und Forstwirtschaft sowie Umwelt und Naturschutz weiter zu entwickeln. Darüber hinaus bietet der ländliche Raum viele Möglichkeiten zur Naherholung für die gesamte Bevölkerung.

Wir Liberalen treten für eine ganzheitliche Entwicklung des ländlichen Raumes ein.

Die Stärke Baden-Württembergs liegt in einer gesunden Mischung aus kleinen Handwerksbetrieben , Mittelständischen betrieben und der Industrie. Dies gilt es auch zu erhalten und weiter auszubauen. Dazu ist es notwendig, eine dem Standort angepasste Raumplanung durchzuführen, die nicht nur die Ansiedlung neuer Betriebe ermöglicht, sondern vor allem auch im Kampf gegen eine weitere Zersiedelung gemeindeübergreifend Gewerbe- und Industriegebiete ausweist.

Die Situation der Landwirtschaft

Die Land- und Forstwirtschaft erfüllt vielfältige gesellschaftliche Aufgaben. Neben der Nahrungsmittelproduktion gewinnt der Aspekt der Pflege und Offenhaltung unserer vielfältigen Kulturlandschaft zunehmend an Bedeutung. Neben den Ackerbau- und Grünlandbetrieben zeichnet sich Baden-Württemberg besonders durch die Vielfalt der Sonderkulturbetriebe (Obst, Gemüse, Wein, Hopfen) aus. Daneben ist die Landwirtschaft - vor allem im ländlichen Raum - ein wichtiger Wirtschaftssektor, der eng mit anderen Bereichen verflochten ist. In Baden-Württemberg stellen die Landwirtschaft und die ihr vor- bzw. nachgelagerten Wirtschaftsbereiche (Zulieferer und Abnehmer) rund 10% der Arbeitsplätze.

Die Anforderungen der modernen Gesellschaft an die Landwirtschaft sind hoch. Die Landwirtschaft soll nicht nur qualitativ hochwertige Nahrungsmittel liefern, sondern auch die Flächen umwelt- und ressourcenschonend bewirtschaften und die Grundsätze einer artgerechten Tierhaltung berücksichtigen. Obwohl Qualität und Sicherheit der Nahrungsmittel noch nie auf so hohem Niveau wie heute waren, sind viele Verbraucher verunsichert. Die Transparenz und die Nachvollziehbarkeit der Herstellungsprozesse gewinnen deshalb zunehmend an Bedeutung.

Gleichzeitig wird die Landwirtschaft einem zunehmendem Wettbewerbsdruck ausgesetzt, der sich durch die Vollendung des gemeinsamen europäischen Marktes, die EU-Osterweiterung und die Liberalisierung der Weltagrarmärkte im Rahmen der Welthandelsorganisation WTO ergibt.

Tourismus - Bedeutender Wirtschaftsfaktor im Ländlichen Raum

Dem Tourismus kommt in Baden-Württemberg eine erhebliche wirtschafts-, arbeitsmarkt- und strukturpolitische Bedeutung zu. Insbesondere in den überwiegend ländlich geprägten Heilbädern und Kurorten erfüllt er eine wichtige regionale Aufgabe.

Auch der Bauernhoftourismus ist zunehmend zu einem wichtigen Standbein der wirtschaftlichen Entwicklung im ländlichen Raum geworden. In Deutschland bieten heute mehr als 20.000 landwirtschaftliche Betriebe Urlaub auf dem Bauernhof an. In den letzten 10 Jahren ist die Zahl der Übernachtungen auf Bauernhöfen von 12 Mio. auf 27 Mio. gestiegen.
Kaufkräftige Nachfrage kann durch touristische Maßnahmen in strukturschwache Regionen gelenkt werden und zu einer Stärkung der dortigen Wirtschaftskraft führen. Über die unmittelbaren Wirkungen hinaus entfaltet der Tourismus bedeutende Sekundäreffekte auf andere Wirtschaftsbereiche, wie beispielsweise den Einzelhandel. Außerdem spielt das touristische Angebot einer Region als weicher Standortfaktor bei unternehmenspolitischen Standortentscheidungen eine nicht zu unterschätzende Rolle.

Die einzigartige Kombination von Landschaft und Landwirtschaft, Landgasthöfen und  Sternerestaurants, Wellness und Sport wird auch in Zukunft die Touristen in den ländlichen Raum locken. Eine vielseitige, offene Kulturlandschaft ist daher von zentraler Bedeutung.

Um emotional Bindungswirkungen zu erzeugen, müssen regionale Identitäten geschaffen werden.  Dabei ist allerdings eine Zersplitterung der touristischen Angebote zu verhindern, da Tourismus  nicht an Stadt- oder Landkreisgrenzen halt macht. Stattdessen müssen Kooperationspotenziale erkannt und Synergieeffekte genutzt werden.

Nahversorgung 

Ziel der Politik für den ländlichen Raum ist auch die wohnungsnahe Versorgung mit Lebensmitteln und anderen Gütern des täglichen Bedarfs zu sichern. Dem weiteren Rückzug von Einzelhandelsbetrieben, aber auch dem rasanten Strukturwandel im Ernährungshandwerk muss mit einer aktiven Infrastrukturpolitik begegnet werden. Hierzu gehört vor allem die Verkehrsinfrastruktur, die Verbesserung des ÖPNV und eine Anbindung an die Stadtbahnnetze der Ballungsräume.

Zur Attraktivität des ländlichen Raumes gehört vor allem auch die Infrastruktur der Bildungseinrichtungen. Hier fordert die FDP den Erhalt wohnortnaher Grundschulen, eine Strukturreform bei den Hauptschulen, den Ausbau weiteren Ausbau von Ganztagesschulen und die stärkere Berücksichtigung bei der Ansiedlung neuer Hochschulen.

Wenn der ländliche Raum auch in Zukunft lebensfähig bleiben soll, muss er vor allem attraktiv für junge Familien sein. Dies bedeutet, dass ein breites Angebot von Kinderbetreuungsmöglichkeiten, wie Tagesmütter, Kinderkrippen und Ganztageskindergärten geschaffen werden muss.

Unternehmerische Landwirtschaft stärken - Wettbewerbsverzerrungen abbauen

Das Leitbild der FDP ist eine unternehmerische, an den Erfordernissen des Marktes orientierte

und auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Landwirtschaft. 

Eine marktwirtschaftlich orientierte Landwirtschaft kann sich allerdings auf Dauer nur behaupten, wenn die Rahmenbedingungen einen fairen Wettbewerb ermöglichen. Steuererhöhungen und eine zunehmende Regelungsdichte belasten die Wettbewerbskraft der deutschen Landwirtschaft stark. Davon sind nicht nur die land- und forstwirtschaftlichen Unternehmen betroffen, sondern auch deren Marktpartner. In jüngerer Zeit wurden vielfach EU-Regelungen von der Bundesregierung bei der Umsetzung in nationales Recht verschärft, z.B. die Zulassung von Pflanzenschutz- und Tierarzneimitteln. Dies führt zu höheren Produktionskosten in Deutschland, die vom Verbraucher meist nicht honoriert werden. Dadurch wurden ungleiche Wettbewerbsbedingungen auf dem europäischen Agrarmarkt geschaffen.

Wir fordern deshalb von der Bundesregierung,

· auf nationale Alleingänge künftig zu verzichten,

· die Steuerbelastung auf das Niveau der europäischen Wettbewerber zu senken und

· alle EU-Regelungen 1:1, d.h. ohne zusätzliche Verschärfung, umzusetzen. Dies betrifft insbesondere die Bereiche Pflanzenschutz, Tierarzneimittel und Haltungsverordnungen.

Unter den landwirtschaftlichen Betrieben wird eine weitere Differenzierung stattfinden. Auf guten Standorten werden sich vorwiegend Unternehmer durchsetzen, die europaweit wettbewerbsfähig sind. Andere Betriebe werden Nischenprodukte (z.B. Heilkräuter) erzeugen oder unternehmensspezifische Dienstleistungen (z.B. Urlaub auf dem Bauernhof) anbieten. Besonders in den von der Natur benachteiligten Gebieten werden sich Unternehmen mit Landschaftspflegeaufträgen etablieren. Auch in Zukunft werden landwirtschaftliche Unternehmen als Haupt- und Nebenerwerbe nebeneinander existieren.

Die FDP unterstützt die Eigenverantwortung der landwirtschaftlichen Unternehmer und fordert

entschieden den Abbau der Regelungsdichte.

Kulturlandschaftsprämie statt Subventionen

Die europäische Agrarpolitik muss sich zukünftig stärker an den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft und der Nachhaltigkeit orientieren. Die Landwirte sollen für die Leistungen bezahlt werden, die die Gesellschaft von ihnen einfordert, die aber am Markt nicht honoriert werden. Die Subventionierung von Produkten, die zu Marktstörungen führt, macht dagegen keinen Sinn.

Wir Liberalen fordern deshalb, dass die Landwirte künftig für ihre Leistungen zur Pflege und Erhaltung unserer Kulturlandschaft eine produktunabhängige, standortbezogene Kulturlandschaftsprämie erhalten. Im Gegenzug entfallen schrittweise die bisherigen bürokratischen Marktregulierungen für Agrarprodukte.

Nachhaltigkeit sichern

Nachhaltigkeit bedeutet Verantwortung für kommende Generationen in ökonomischer, ökologischer und sozialer Hinsicht.

Die Diskussion um eine nachhaltige Landwirtschaft wird oftmals auf die ökologische Sichtweise reduziert oder gar auf die Forderung nach ökologischem Landbau. Seit der sog. Agrarwende trifft dies auch für die Bundesagrarpolitik zu. Dabei wird übersehen, dass eine nachhaltige Landwirtschaft nicht nur wirtschaftlich tragfähig sein muss, um den in ihr tätigen Menschen ihr Einkommen zu sichern, sondern darüber hinaus auch die Möglichkeit der Erwirtschaftung von Unternehmensgewinnen gegeben sein muss. Als typische Subventionsfalle hat sich die intensive Förderung der Umstellung auf ökologischen Landbau durch die Bundesregierung erwiesen: Als Folge dieser Politik geraten die Erzeugerpreise für Ökoprodukte immer stärker unter Druck und viele Ökobetriebe geraten in wirtschaftliche Bedrängnis.

Da die Ökobilanzen keine eindeutigen Ergebnisse zugunsten einer bestimmten Produktionsrichtung erkennen lassen, sind wir Liberalen der Auffassung, dass sich der Staat hier neutral zu verhalten hat. Die Verbraucher können selbst entscheiden, ob sie ökologisch oder konventionell erzeugte Produkte kaufen wollen.

Fragen wie Lebensmittelqualität, tiergerechte Haltungsformen, Sicherung der Artenvielfalt oder betriebliche Kreisläufe gehören traditionell zum Alltag bäuerlicher Familien. Nachhaltigkeit ist für Menschen, die in der Landwirtschaft tätig sind, kein Modewort, sondern Verpflichtung, weil sie wissen, das eine ökonomisch tragfähige Landwirtschaft langfristig nur möglich ist, wenn Natur und Umwelt intakt bleiben.

Nahrungsmittelsicherheit und Verbrauchervertrauen stärken

Viele Verbraucher sind im Hinblick auf Nahrungsmittelsicherheit durch Lebensmittelskandale und reißerische Berichterstattungen verunsichert. Das Vertrauen dieser Menschen kann nur zurückgewonnen werden, wenn die Herstellung von Nahrungsmitteln über die gesamte Kette vom Feld über die Verarbeitungsbetriebe bis zum Einzelhandel transparent gemacht wird. Dem Qualitätsmanagementsystem QS, das sich derzeit im Aufbau befindet und insbesondere im Bezug auf eine Eu-weite Kompatibilität mit anderen Qualitätssystemen der Food-Chain weiterentwickelt werden muss, kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. Dabei ist die Eigeninitiative der landwirtschaftlichen Unternehmer gefordert.

Spielräume der Landesagrarpolitik erhalten

Die Bundesländer haben vor allem im Agrarumweltbereich Spielräume zur eigenverantwortlichen Gestaltung. Baden-Württemberg nutzt diese Spielräume und hat mit dem Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsausgleich (MEKA) ein Programm geschaffen, das eine Landbewirtschaftung sichert, die in besonderem Maße den Anforderungen von Ökologie und Nachhaltigkeit gerecht wird. Die FDP setzt sich dafür ein, dass die Länder ihre positiven Gestaltungsspielräume im 

Bereich der Agrarumweltpolitik erhalten können. In Baden-Württemberg soll das MEKA-Programm, das sich durch Freiwilligkeit auszeichnet, auf längere Sicht das Herzstück der Landesagrarpolitik bleiben.

Grundwasserschutz reformieren

Im Bereich des Grundwasserschutzes besteht Reformbedarf. Die Schutz- und Ausgleichsverordnung für Wasserschutzgebiete (SchALVO) regelt die Bewirtschaftungsbeschränkungen und den damit verbundenen finanziellen Ausgleich zentral für das ganze Land. Diesem zentralistischen, bürokratischen Ansatz setzen wir unser regionales Modell entgegen, das Landwirte und Wasserversorger ausdrücklich auffordert, standortangepasste Regelungen zu suchen und vertraglich zu vereinbaren. Eine solche flexible Regelung ermöglicht, die natürlichen Bedingungen des Standorts besser zu berücksichtigen und verursacht deutlich weniger Bürokratie bei allen Beteiligten. Lediglich für den Fall, dass sich die Parteien vor Ort nicht einigen, bleibt das Land in der Pflicht, einzugreifen.

Agrarstruktur verbessern

Die land- und forstwirtschaftlichen Flächen in Baden-Württemberg sind überwiegend klein parzelliert. Die Verbesserung der Agrarstruktur ist deshalb Voraussetzung für einen rationellen Maschineneinsatz und für die baden-württembergische Landwirtschaft von existenzieller Bedeutung. Wir betrachten deshalb die Flurneuordnung auch weiterhin als Daueraufgabe sowohl im Interesse der Landwirtschaft als auch für die Entwicklung der ländlichen Räume. Soweit möglich sollen künftig vermehrt einfachere Verfahren wie das "Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren" durchgeführt werden. Vor allem ist zu prüfen, inwieweit durch den Einsatz neuer Techniken wie Global Positioning Systems (GPS) die Anzahl aufwändiger Verfahren reduziert werden kann.

Beratung weiterentwickeln

Die Beratung muss sich den veränderten strukturellen Gegebenheiten rasch anpassen.

Die Beratung zu speziellen Fragen der Produktionstechnik soll künftig schwerpunktmäßig bei den Regierungspräsidien bzw. den jeweils fachlich zuständigen Landesanstalten durchgeführt werden.

Für die Beratung, die die Umsetzung von rechtlichen Vorgaben, wie z. B. das Umweltrecht (Pflanzenschutzgesetz, Immissionsschutzgesetz u. a.), oder die korrekte Umsetzung der EU-Fördermaßnahmen, betrifft, hat das Land weiterhin eine Grundberatung in den jeweiligen Land- und Stadtkreisen bereitzustellen. Die Beratung zur Unternehmensführung soll künftig vermehrt auf privatwirtschaftlicher Basis durchgeführt werden.

Die von der EU ab dem Jahr 2010 anvisierte Zwangsberatung für landwirtschaftliche Unternehmer lehnen wir ab.

Nutz- und Schutzfunktion des Waldes erhalten

Nahezu 40% der Landesfläche sind in Baden-Württemberg Wald. Damit spielt der Wald eine prägende Rolle für das Landschaftsbild, vor allem im ländlichen Raum.

Der Wald ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor im ländlichen Raum, der Arbeitsplätze sichert. Als C02-neutraler Rohstoff schont er darüber hinaus das Klima und weist eine hervorragende 

Ökobilanz auf. Er leistet einen bedeutenden Beitrag zum Schutz von Grundwasser, Klima, Luft und ökologischer Vielfalt und er dient zugleich als Erholungsort. Der Gesetzgeber hat das Eigentum "Wald" durch verschiedene Regelungen, z.B. das Betretungsrecht, mit einem hohen Grad an Sozialpflichtigkeit belegt.

Eigentümer des Waldes sind in Baden-Württemberg zu ca. jeweils einem Drittel das Land, die Kommunen und private Eigentümer. Vor allem in den von Mittelgebirgen geprägten ländlichen Räumen ist die Forstwirtschaft für die bäuerliche Landwirtschaft ein wichtiges Standbein. Die Erhaltung des Waldes mit seinen vielfältigen Funktionen erfordert, dass auf lange Sicht die Erzielung von Einkommen möglich sein muss, um eine nachhaltige Waldbewirtschaftung und -pflege zu sichern. Schadstoffeinträge aus der Luft sind deshalb weiter zu reduzieren.

Hockenheim, den 20.09.03

